
Amtsblatt 

für die Stadt Brandenburg an der Havel 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Inhalt                       Seite 
 
Amtlicher Teil                   
 
Amtliche Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung des Antrages der BRAWAG GmbH zur  1 
Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die Regenwassergefälleleitung 
Upstallstraße/Fohrder Landstraße in der Gemarkung Brandenburg 
 
Bekanntmachung über die Auslegung von Planunterlagen zum Zwecke der Planfeststellung für den   2 
Ausbau der Bundesstraße 102 von der BAB 2 bis OE Schmerzke (von Abs. 390, km 0,022 bis km 1,261;  
NK 3641 002 – NK 3641 001 bis Abs. 400, km 0,000 – km 2,723; NK 3641 001 – NK 3541 018) 
sowie Radweg von BAB 2 bis OE Rotscherlinde (Abs. 385, km 0,233 – km 1,976; NK 3641 004 –  
NK 3641 002) einschließlich landschaftspflegerischer Begleitmaßnahmen in den Gemarkungen Göttin, 
Schmerzke und Wust der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel sowie Gemarkungen Krahne,  
Prützke und Rietz der Gemeinde Kloster Lehnin im Landkreis Potsdam-Mittelmark und trassenfern in der 
Gemarkung Kartzow der kreisfreien Stadt Potsdam 
 
Jagdgenossenschaft Göttin  4 
Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung am 22.05.2012 
 
Einladung zur 4. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an der Havel 5 
im Jahre 2012 am Mittwoch, dem 25.04.2012 
 
Nichtamtlicher Teil  
 
Termine der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse im Mai 2012 6 
 
Impressum       7     
  
 
 

 
 

Amtlicher Teil 
 
 

 
Amtliche Bekanntmachung 

über die öffentliche Auslegung des Antrages der BRAWAG GmbH zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die Regenwassergefälleleitung 

Upstallstraße/Fohrder Landstraße in der Gemarkung Brandenburg 
 
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der 
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet 
des Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsverordnung (SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) - 
hat die BRAWAG GmbH, Upstallstr. 25, 14772 Brandenburg an der Havel mit Datum vom 05.03.2012 bei der 
unteren Wasserbehörde der Stadt Brandenburg an der Havel für die Regenwassergefälleleitung 
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Upstallstraße/Fohrder Landstraße in der Gemarkung Brandenburg die Erteilung einer Leitungs- und 
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.   
 
Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung bescheinigt eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die 
unten genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten Grundstücke 
für den Betrieb, die Instandsetzung und Erneuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Regenwasser in 
einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu 
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige 
Einwirkungen vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder 
gefährden. Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend genannte Grundstücke in der Gemarkung 
Brandenburg:  

 
• Flur 69   Flurstück 250/6 
• Flur 70 Flurstück 136/8 
• Flur 104  Flurstücke 79/9; 107/11; 107/16; 107/18; 107/30; 110/9; 111/26; 128/20; 219;  

          220; 334; 366; 368; 374; 375; 376; 378; 392 
 
Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem 
Tag der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Brandenburg an der Havel“ an im Zeitraum vom 18.04.2012 
bis 15.05.2012 bei der  
 
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, Fachbereich Stadtentwicklung und Bauwesen, Untere 
Wasserbehörde, Klosterstr. 14, 14770 Brandenburg an der Havel, Zimmer A 314  
 
unter dem Aktenzeichen 70 6 35 – 0536/2012 während der Dienstzeiten zur Einsicht öffentlich ausgelegt. 
Widersprüche können von den Grundstückseigentümern bzw. Erbbauberechtigten während des 
Auslegungszeitraumes nur bei der unteren Wasserbehörde der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel 
erhoben werden. Bei fristgerechtem Widerspruch wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk 
erteilt. 
 
Brandenburg an der Havel, den 04.04.2012 
 
gez.  Freund 

Fachbereichsleiter 
 

- - - - - 
 
Stadt Brandenburg an der Havel       16.04.2012 
Klosterstraße 14          
14770 Brandenburg an der Havel 
 

Bekanntmachung 
 
über die Auslegung von Planunterlagen zum Zwecke der Planfeststellung für den Ausbau der 
Bundesstraße 102 von der BAB 2 bis OE Schmerzke (von Abs. 390, km 0,022 bis km 1,261; NK 
3641 002 – NK 3641 001 bis Abs. 400, km 0,000 – km 2,723; NK 3641 001 – NK 3541 018) sowie 
Radweg von BAB 2 bis OE Rotscherlinde (Abs. 385, km 0,233 – km 1,976; NK 3641 004 – NK 
3641 002) einschließlich landschaftspflegerischer Begleitmaßnahmen in den Gemarkungen 
Göttin, Schmerzke und Wust der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel sowie 
Gemarkungen Krahne, Prützke und Rietz der Gemeinde Kloster Lehnin im Landkreis Potsdam-
Mittelmark und trassenfern in der Gemarkung Kartzow der kreisfreien Stadt Potsdam 
 
Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Niederlassung West, Hauptsitz Potsdam, hat für das 
oben genannte Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 17 FStrG1,    
§ 73 VwVfG2 und § 1 VwVfGBbg3 beantragt. Für das Bauvorhaben einschließlich der 
landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in den 
Gemarkungen Göttin, Schmerzke, Wust, Krahne, Prützke, Rietz und Kartzow  beansprucht.  

                                                           
1 FStrG - Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
 Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 
2 VwVfG - Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102, zuletzt geändert durch Artikel 2 
 Absatz 1 des Gesetzes vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2827) 
3 VwVfGBbg - Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. Juli 2009 (GVBl. I/09 [Nr. 12],  
 S. 262, 264) 
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Der Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die entscheidungserheblichen Unterlagen über die 
Umweltauswirkungen) liegt in der Zeit vom 
 

07. Mai bis 06. Juni 2012 
 
während der  Dienststunden  

    Montag  von  9:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

    Dienstag von  9:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

    Mittwoch von  9:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

    Donnerstag von  9:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

    Freitag  von  9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 
sowie nach telefonischer Vereinbarung (Tel. 0 33 81/58–63 60) auch außerhalb dieser Zeiten in der 
Verwaltung der Stadt Brandenburg an der Havel, Klosterstraße 14, Zimmer B 103, 14770 
Brandenburg an der Havel zur allgemeinen Einsichtsnahme aus.  
 
Hinweise: 
 
1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 

Wochen nach Beendigung der Auslegung, das ist bis zum 20. Juni 2012 beim Landesamt für 
Bauen und Verkehr, Dezernat 11 - Anhörungsbehörde, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten 
(Telefon: 03342 4266-1137, Fax: 03342 4266-7603 oder 03342 4266-7601) oder bei der Stadt 
Brandenburg an der Havel, Klosterstraße 14, 14770 Brandenburg an der Havel, Einwendungen 
gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift zum Aktenzeichen 1139-AHB-649.10 erheben. 
Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang und das Maß ihrer 
Beeinträchtigungen erkennen lassen. Ebenfalls bis zum vorstehend genannten Termin können 
sich die nach § 63 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG4) oder nach 
landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 63 Abs. 2 BNatSchG anerkannten Vereine 
sowie sonstige Vereinigungen, soweit diese sich für den Umweltschutz einsetzen und nach in 
anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in 
Umweltschutzangelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen), zu dem 
Plan Stellung nehmen. Mit Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 17a Nr. 7 FStrG in Verbindung mit § 73 Abs. 4 
S. 3 VwVfG).  

2. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift 
als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen 
unberücksichtigt bleiben. 

3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert, der zu gegebener Zeit 
noch ortsüblich bekannt gemacht wird. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die 
fristgerecht Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, 
werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können diese durch eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die 
Teilnahme an dem Erörterungstermin ist den Beteiligten freigestellt. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die der Anhörungsbehörde zu den Akten zu geben ist. Bei Ausbleiben eines 
Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

4. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Teilnahme 
am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet. 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu 
entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. 

6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die 
Planfeststellungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes 

                                                           
4 BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 
    (BGBl.  I S. 2557) 
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Brandenburg, Henning-von-Tresckow-Str. 2 – 8, 14467 Potsdam) entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

7. Die Nummern 1, 2, 3, 4 und 6 gelten für die Anhörung der Öffentlichkeit zu den 
Umweltauswirkungen des Bauvorhabens nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung5 entsprechend. 

8. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 FStrG und die 
Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem 
Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a   
Abs. 6 FStrG). 

9. Die Planunterlagen werden zusätzlich zur Auslegung in digitaler Form auf der Internetseite des 
Landesamtes für Bauen und Verkehr unter http://www.lbv.brandenburg.de/plan_Anh_verf.htm 
veröffentlicht. 

 
gez. i. A. Reck 
Fachgruppenleiter  
 

- - - - - 
 
 
 
Jagdgenossenschaft Göttin                                                                    Göttin, den 15.04.2012 
- Der Vorstand -                                                                              
 
 

Einladung 
zur  Jagdgenossenschaftsversammlung 
am       22.05.2012        um  18.00 Uhr 
Ortsteilverwaltung Göttin, Schulstraße 3  

 
 
Tagesordnung:  
  
(1) Begrüßung durch den Jagdvorsteher 
(2) Genehmigung der Versammlungsniederschrift vom 28.04.11 
(3) Rechenschaftsbericht des Vorstandes für das Jagdjahr 2011/2012 
(4) Finanzbericht für das Jagdjahr 2011/2012 
(5) Bericht der Rechnungsprüfer  
(6) Entlastung des Vorstandes  
(7) Diskussion und Beschluss über die Verwendung des Reinertrages 
(8) Wahl des Vorstandes, Schriftführer, Kassenführer, Rechnungsprüfer 
(9) Finanzplan für das Jagdjahr 2012/2013 
(10) Sonstiges 
 
Der Vorstand 
 
gez. i. A. J. Bergmüller 
G. Schütze  
Jagdvorsteher 
 

- - - - - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert 
 durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986) 
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E i n l a d u n g 
zur 4. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an der Havel 

im Jahre 2012 
am Mittwoch, dem 25.04.2012, um 16:00 Uhr 

in 14770 Brandenburg an der Havel, Altstädtischer Markt 11, Rolandsaal 
 

Tagesordnung 
 
1  Eröffnung der Sitzung 

 
2  Behandlung der Tagesordnungspunkte des öffentlichen Teils der Sitzung 

 
3  Entscheidung gem. § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf über eventuelle Einwendungen gegen 

die Niederschrift über den öffentlichen Teil der letzten Sitzung am 28.03.2012 und der 
Fortführungssitzung am 04.04.2012 
 

4  Feststellung der Tagesordnung 
 

5  Bericht der Oberbürgermeisterin über wesentliche Gemeindeangelegenheiten 
 

6  Einwohnerfragestunde 
 

7 071/2012 Entscheidung über die Petition des Herrn Keuchel bezüglich der Antragstellung auf 
Kommunale Wohnsitzprämie für Studierende der Fachhochschule Brandenburg an der 
Havel 
 

8  Vorlagen der Verwaltung 
 

8.1 090/2012 Jugendförderplan der Stadt Brandenburg an der Havel für das Jahr 2012 
Einreicher: Oberbürgermeisterin 
                   Fachbereich IV 
 

9  Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung, von Ortsvorstehern und Ortsbeiräten 
 

9.1 103/2012 Beschlussantrag zur Umsetzung der Kulturentwicklungskonzeption: Kulturmanager 
Einreicher: 7 Mitglieder des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport 
                     (Frau Hauffe, Frau Scholz, Herr Geiseler, Herr Windeck, Herr Holzschuher,      
                      Herr Mosthaf, Herr Güttler) 
 

10  Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 
 

11  Persönliche Mitteilungen und Erklärungen 
 

12  Behandlung der Tagesordnungspunkte des nichtöffentlichen Teils der Sitzung 
 

13  Entscheidung gem. § 42 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf über eventuelle Einwendungen gegen 
die Niederschrift über den nichtöffentlichen Teil der letzten Sitzung am 04.04.2012 
 

14  Vorlagen der Verwaltung 
 

15  Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung, von Ortsvorstehern und Ortsbeiräten 
 

16  Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 
 

17  Persönliche Mitteilungen und Erklärungen 
 

18  Schließung der Sitzung 
 

gez. Dr. Martius       Brandenburg an der Havel, 17.04.2012 
Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung    
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Ende des amtlichen Teils 

Beginn des nichtamtlichen Teils 
(Termine, Informationen, Notizen) 

 
 

Termine der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse im Mai 2012 
 

Stand: 13.04.2012 
 

Termin Gremium Ort Zeit 

Mi., 
02.05.2012 

Jugendhilfeausschuss Kita „Kleine Waldgeister“, 
Johannisburger Anger 22,   
14772 Brandenburg an der Havel 

17:00 Uhr 

Do., 
03.05.2012 

Ausschuss für Gesundheit,  
Soziales und Seniorenfragen 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel  

18:00 Uhr 

Do., 
03.05.2012 

Ausschuss für Wirtschaft,  
Tourismus, kommunale  
Beteiligungen und Vergaben  

Technologie- und Gründerzentrum,  
Friedrich-Franz-Straße 19, Raum 18 
14770 Brandenburg an der Havel  

18:00 Uhr 

Di., 
08.05.2012 
 

Hauptausschuss 
 
- unter Vorbehalt - 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Mi., 
09.05.2012 

Ausschuss für Umwelt, Recht, 
Ordnung und Petitionen 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Do., 
10.05.2012 

Ausschuss für Bildung, Kultur und 
Sport  

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Klosterstraße 14, Beratungsraum A 306, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr  

Do., 
10.05.2012 

Gemeinsamer Werksausschuss 
für die Eigenbetriebe 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Klosterstraße 14, Beratungsraum B 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Do., 
10.05.2012 

Rechnungsprüfungsausschuss Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:30 Uhr 

Di., 
15.05.2012 

Unterausschuss Finanzen Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Wiener Straße 1, Beratungsraum 421, 
14772 Brandenburg an der Havel 

09:00 Uhr 

Di., 
15.05.2012 

Ausschuss für Finanzen und 
Liegenschaften 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Mi., 
16.05.2012 

Ausschuss für Stadtentwicklung Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Mo., 
21.05.2012 

Hauptausschuss Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, Beratungsraum 301, 
14770 Brandenburg an der Havel 

18:00 Uhr 

Di., 
29.05.2012 

Unterausschuss Jugendhilfe- 
planung 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Wiener Straße 1, Beratungsraum 421, 
14772 Brandenburg an der Havel 

15:30 Uhr 

Mi., 
30.05.2012 

Stadtverordnetenversammlung Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 11, Rolandsaal, 
14770 Brandenburg an der Havel 

16:00 Uhr 
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Die aktuellen Termine, Tagungsorte und Tagesordnungen können dem Internet an folgender Stelle 
entnommen werden: 
 

www.stadt-brandenburg.de unter der Rubrik „Rathaus + Politik“ unter „Stadtverordnete“: „Termine 
+ Vorlagen“ 
 

Die Einladungen zu den Fachausschüssen hängen im Bekanntmachungskasten im Gebäude der 
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel in der Klosterstraße 14 aus. 
 
Die Einladungen zur Stadtverordnetenversammlung und zum Hauptausschuss werden im Amtsblatt für 
die Stadt Brandenburg an der Havel bekannt gemacht.  
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